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hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 

Der Bundesrat hat in seiner 725. Sitzung am 8. Mai 
1998 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 2. April 1998 verabschiedeten Gesetz zu verlan-
gen, den Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem Grund an-
zurufen: 

Zu Artikel 6 (Änderung 
des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Artikel 7 (Änderung der Einkommensteuer

-

Durchführungsverordnung) 

Zu Artikel 8 (Änderung des Gewerbesteuergesetzes) 

Zu Artikel 9 (Änderung des Körperschaftsteuer-
gesetzes) 

Zu Artikel 11 (Inkrafttreten) 

a) Artikel 6 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 1 ist § 5 a wie folgt zu ändern: 

aaa) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Anstelle der Ermittlung des Gewinns 
nach § 4 Abs. 1 oder § 5 ist bei einem 
Gewerbebetrieb mit Geschäftsleitung im 
Inland der Gewinn, soweit er auf den 
Betrieb von Handelsschiffen im interna-
tionalen Verkehr entfällt, auf unwider-
ruflichen Antrag des Steuerpflichtigen 
nach der in seinem Betrieb geführten 
Tonnage zu ermitteln, wenn die Beree-
derung dieser Handelsschiffe im Inland 
durchgeführt wird. " 

bbb) Die Absätze 3 und 4 sind wie folgt zu 
fassen: 

„(3) 'Der Antrag auf Anwendung der 
Gewinnermittlung nach Absatz 1 kann 
bis zum Ende des Wirtschaftsjahres ge-
stellt werden, in dem der Steuerpflichti-
ge durch den Gewerbebetrieb erstmals 
Einkünfte aus dem Betrieb von Handels-
schiffen im internationalen Verkehr er-
zielt (Erstjahr). 2Danach kann ein Antrag 
in dem Wirtschaftsjahr gestellt werden, 
das jeweils nach Ablauf eines Zeitraums 
von zehn Jahren, vom Beginn des Erst-
jahrs gerechnet, endet. 3Der Steuer-
pflichtige ist an die Gewinnermittlung 
nach Absatz 1 vom Beginn des Wirt

-schaftsjahres an, in dem er den Antrag 
stellt, zehn Jahre gebunden. 4Nach Ab

-

lauf dieses Zeitraums kann er den An-
trag mit Wirkung für den Beginn jedes 
folgenden Wirtschaftsjahres bis zum En-
de dieses Jahres unwiderruflich zurück-
nehmen. 5An die Gewinnermittlung 
nach allgemeinen Vorschriften ist der 
Steuerpflichtige ab dem Beginn des 
Wirtschaftsjahres, in dem er den Antrag 
zurücknimmt, zehn Jahre gebunden. 

(4) 'Zum Schluß des Wi rtschaftsjahres, 
das der erstmaligen Anwendung des 
Absatzes 1 vorangeht (Übergangsjahr), 
ist für jedes Wirtschaftsgut, das unmittel- 
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bar dem Betrieb von Handelsschiffen 
im internationalen Verkehr dient, der 
Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert 
und Teilwert in ein besonderes Verzeich-
nis aufzunehmen. 2Der Unterschiedsbe-
trag ist gesondert und bei Gesellschaften 
im Sinne von § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ein-
heitlich festzustellen. 3Der Unterschieds-
betrag nach Satz 1 ist dem Gewinn spä-
testens hinzuzurechnen: 

a) in den dem letzten Jahr der Anwen-
dung des Absatzes 1 folgenden fünf 
Wirtschaftsjahren jeweils in Höhe von 
mindestens einem Fünftel, 

b) in dem Jahr, in dem das Wirtschafts-
gut aus dem Betriebsvermögen aus-
scheidet oder in dem es nicht mehr 
unmittelbar dem Betrieb von Han-
delsschiffen im internationalen Ver-
kehr dient; scheidet ein im internatio-
nalen Verkehr betriebenes Handels-
schiff aus dem Betriebsvermögen aus 
oder dient es nicht mehr unmittelbar 
dem Betrieb von Handelsschiffen im 
internationalen Verkehr, tritt für die 
Anwendung des ersten Halbsatzes 
ein anderes im internationalen Ver-
kehr betriebenes Handelsschiff an 
dessen Stelle, wenn es innerhalb der 
folgenden zwei Wirtschaftsjahre vom 
Steuerpflichtigen angeschafft oder 
hergestellt wird. 

4Die Sätze 1 bis 3 sind entsprechend an-
zuwenden, wenn der Steuerpflichtige 
Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens 
dem Betrieb von Handelsschiffen im in-
ternationalen Verkehr zuführt." 

ccc) Nach Absatz 4 ist folgender Absatz 4 a 
einzufügen: 

„ (4 a) 1Bei Gesellschaften im Sinne des 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 tritt für die Zwek-
ke dieser Vorschrift an die Stelle des 
Steuerpflichtigen die Gesellschaft. 2Der 
nach Absatz 1 ermittelte Gewinn ist den 
Gesellschaftern entsprechend ihrem An-
teil am Gesellschaftsvermögen zuzu-
rechnen. 3Vergütungen im Sinne des § 15 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 sind hinzu-
zurechnen." 

ddd) Die Absätze 5 und 6 sind wie folgt zu 
fassen: 

„(5) 1Gewinne nach Absatz 1 umfas-
sen auch Einkünfte nach § 16. 2§§ 32c, 
34 und 34 c Abs. 1 bis 3 sind nicht anzu-
wenden. 3Rücklagen nach §§ 6 b und 7 g 
sind beim Übergang zur Gewinnermitt-
lung nach Absatz 1 dem Gewinn im Erst -
jahr hinzuzurechnen. 

(6) 1In der Bilanz zum Schluß des Wirt
-schaftsjahres, in dem Absatz 1 letztmalig 

angewendet wird, ist für jedes Wi rt

-

schaftsgut, das unmittelbar dem Bet rieb 
von Handelsschiffen im internationalen 
Verkehr dient, der Teilwert anzusetzen. " 

bb) Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. § 34c Abs. 4 wird aufgehoben." 

cc) Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. Dem § 41 a wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

,(4) lArbeitgeber, die eigene oder ge-
charterte Handelsschiffe betreiben, dürfen 
vom Gesamtbetrag der anzumeldenden 
und abzuführenden Lohnsteuer einen Be-
trag von 40 vom Hundert der Lohnsteuer 
der auf solchen Schiffen an mehr als 
183 Tagen im Kalenderjahr tätigen Seeleu-
te abziehen und einbehalten; dies gilt 
nicht für pauschale Lohnsteuer. 2Die Han-
delsschiffe müssen in einem inländischen 
Seeschiffsregister eingetragen sein, die 
deutsche Flagge führen und zur Beförde-
rung von Personen oder Gütern im Ver-
kehr mit oder zwischen ausländischen Hä-
fen, innerhalb eines ausländischen Hafens 
oder zwischen einem ausländischen Hafen 
und der Hohen See bet rieben werden. 
3Die Sätze 1 und 2 sind entsprechend an-
zuwenden, wenn Seeschiffe im Wirt

-schaftsjahr überwiegend außerhalb der 
deutschen Hoheitsgewässer zum Schlep-
pen, Bergen oder zur Aufsuchung von Bo-
denschätzen oder zur Vermessung von 
Energielagerstätten unter dem Meeresbo-
den eingesetzt werden.' " 

dd) Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 6 a wird folgender 
Absatz 6 b eingefügt: 

,(6) 1 § 5a Abs. 1 bis 3, 4 a bis 6 ist erst-
mals für das Wirtschaftsjahr anzuwen-
den, das nach dem 31. Dezember 1998 
endet. 2§  5 a Abs. 4 ist erstmals für das 
letzte Wirtschaftsjahr anzuwenden, das 
vor dem 1. Januar 1999 endet. 3Für Ge-
werbebetriebe, in denen der Steuer-
pflichtige vor dem 1. Januar 1999 be-
reits Einkünfte aus dem Bet rieb von 
Handelsschiffen im internationalen 
Verkehr erzielt hat, gilt das Jahr 1999 
als Erstjahr im Sinne des § 5 a Abs. 3.' 

b) Nach Absatz 24 a wird folgender 
Absatz 24 b eingefügt: 

,(24 b) § 34 c Abs. 4 ist letztmals im 
Veranlagungszeitraum 1998 anzuwen-
den.' 

c) Der bisherige Absatz 28d wird Ab-
satz 28 e und folgender neuer Absatz 
28 d wird eingefügt: 

, (28d) § 41 a Abs. 4 ist erstmals auf an-
zumeldende und abzuführende Lohn- 
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steuer für laufenden Arbeitslohn anzu-
wenden, der für einen nach dem 31. De-
zember 1998 endenden Lohnzahlungs-
zeitraum gezahlt wird und für sonstige 
Bezüge, die nach dem 31. Dezember 
1998 zufließen.' " 

b) Artikel 7 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

,Wird der Gewinn ... (wie Gesetzesbe-
schluß) .' 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

, 2Bei der Gewinnermittlung nach § 5 a 
des Gesetzes ist das besondere Ver-
zeichnis nach § 5 a Abs. 4 des Gesetzes 
der Steuererklärung beizufügen." 

bb) In Nummer 2 ist in § 84 Abs. 3 b die Angabe 
„§ 60 Abs. 1" durch die Angabe „§ 60 Abs. 1 
und 3" zu ersetzen. 

c) Artikel 8 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 8 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. März 1991 (BGBl. I 
S. 814), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 29. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2590), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 7 wird am Ende folgender Satz angefügt: 

, 2Der nach § 5 a des Einkommensteuergeset-
zes ermittelte Gewinn gilt als Gewerbeertrag 
nach Satz 1.' 

2. In § 9 Nr. 3 Satz 5 wird das Zitat ,§ 34 c Abs. 4 
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes' durch 
das Zitat ,§ 5 a Abs. 2 Satz 2 des Einkommen-
steuergesetzes' ersetzt. 

3. § 36 Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

,(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts 
anderes bestimmt ist, erstmals für den Erhe-
bungszeitraum 1999 anzuwenden.' " 

d) Artikel 9 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 9 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Februar 1996 
(BGBl. I S. 340), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I 
S. 3121) wird wie folgt geändert: 

1. § 26 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

, 1Vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 sind die 
Vorschriften des § 34 c Abs. 1 Satz 2 und 3, 

Abs. 2 bis 7 und des § 50 Abs. 6 des Einkom-
mensteuergesetzes entsprechend anzuwen-
den.' 

b) Satz 4 wird aufgehoben. 

2. § 54 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

,(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit 
in den folgenden Absätzen sowie in § 54 a 
nichts anderes bestimmt ist, erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 1999 anzuwenden.' " 

e) Artikel 11 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Abschnitt D Nr. 3 der Anlage zu Ar

-

tikel 1 tritt am 1. Januar 1999 in  Kraft."  

bb) Nach Absatz 2 ist folgender Absatz 2 a einzu-
fügen: 

„ (2 a) Artikel 6 bis 10 treten, vorbehaltlich 
der Genehmigung der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften, am 1. Januar 1999 
in Kraft. Die Genehmigung wird im Bundes-
gesetzblatt bekanntgemacht werden. " 

Begründung 

Allgemeines 

Die vom Deutschen Bundestag beschlossene Re-
gelung zur Tonnagesteuer und zur Kürzung der 
Lohnsteuer für Seeleute entspricht materiell im 
wesentlichen den Forderungen des Bundesrates, 
durch entsprechende Maßnahmen die Rahmenbe-
dingungen für die deutsche Seeschiffahrt zu ver-
bessern und an die in den europäischen Nachbar-
ländern getroffenen Regelungen anzugleichen 
(BR-Drucksache 844/97 - Beschluß -). Mit der vor-
liegenden Formulierung werden allerdings gewich-
tige steuerrechtliche Probleme nicht systemge-
recht gelöst, die insbesondere durch das Konkur-
renzverhältnis zwischen den allgemeinen Gewinn-
ermittlungsvorschriften und den speziellen Rege-
lungen für die Gewinnermittlung nach der Netto-
tonnage und durch die Wechselmöglichkeiten 
zwischen diesen Alternativen entstehen. Darüber 
hinaus eröffnet die Regelung unbeabsichtigte Mit-
nahmeeffekte und dem Förderungszweck zuwi-
derlaufende Gestaltungen von neuen Steuerspar-
modellen. Um die Tonnagesteuer-Vorschriften 
steuerlich anwendbar zu machen, ist eine Reihe 
steuersystematischer Änderungen erforderlich. Im 
übrigen müssen fehlende Anwendungsregelungen 
eingefügt und mißverständliche Formulierungen 
klargestellt oder redaktionell verbessert werden. 

Einzelbegründung 

Zu Artikel 6 (Änderung 
des Einkommensteuergesetzes) 

Zu § 5a EStG 

Zu § 5 a Abs. 1 Satz 1 

Das Wort  „gesamte" wird gestrichen, weil es ent-
behrlich und mißverständlich ist. 
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Durch die Formulierung „ ... Gewinn, soweit er auf 
den Betrieb von Handelsschiffen im internationa-
len Verkehr entfällt, ... " wird klargestellt, daß die 
pauschale Gewinnermittlung nach der Handels-
schiffstonnage nur für diesen Bereich anzuwenden 
ist, falls in demselben Gewerbebetrieb z. B. auch 
Handelsschiffe nicht im internationalen Verkehr 
betrieben werden oder zugleich eine andere Tä-
tigkeit ausgeübt wird. 

Zu § 5 a Abs. 3 und 4 

Die Tonnagesteuer soll als solche die Rahmenbe-
dingungen für die deutsche Seeschiffahrt verbes-
sern. Nicht beabsichtigt ist, daß der Wechsel der 
Gewinnermittlungsarten durch die Wahl eines 
möglichst günstigen Zeitpunktes für zusätzliche 
Steuervorteile genutzt wird. Nicht zugelassen 
wird, daß die Verluste aus der internationalen See-
schiffahrt nach den allgemeinen steuerlichen Re-
geln ermittelt und mit anderen Einkünften ausge-
glichen werden und erst in der Gewinnphase zur 
Tonnagesteuer übergegangen wird. Um die Mög-
lichkeit von Mitnahmeeffekten und neuen Steuer-
sparmodellen einzuschränken, muß der Antrag 
auf Anwendung der pauschalen Gewinnermitt-
lung nach der Handelsschiffstonnage deshalb im 
ersten Wirtschaftsjahr gestellt werden, in dem der 
Steuerpflichtige durch den Gewerbebetrieb Ein-
künfte aus dem Betrieb von Handelsschiffen im in-
ternationalen Verkehr erzielt. 

Danach kann ein Antrag jeweils nach Ablauf eines 
Zeitraums von zehn Jahren gestellt werden. Auch 
nach der Abwahl der Tonnagesteuer ist der Steu-
erpflichtige zur Einschränkung von Gestaltungen 
wiederum zehn Jahre an die Gewinnermittlung 
nach den allgemeinen Vorschriften gebunden. 

Die Neufassung des Absatzes 4 entspricht materi-
ell-rechtlich grundsätzlich dem Gesetzentwurf. 
Anders als in dem Entwurf sind jedoch die sti llen 
Reserven (Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert 
und Teilwert), die sich vor dem Übergang zur Ge-
winnermittlung nach der Handelsschiffstonnage 
angesammelt haben und zu gegebener Zeit zu 
versteuern sind, nicht in der Bilanz, sondern au-
ßerhalb der Bilanz in einem besonderen Verzeich-
nis festzuhalten. Diese Änderung ist erforderlich, 
weil die Steuerbilanzen während der Anwendung 
der Tonnagesteuerregelungen grundsätzlich nach 
den allgemeinen Vorschriften fortzuführen, sie 
aber nicht für die Gewinnermittlung maßgeblich 
sind. Der Unterschiedsbetrag ist gesondert und 
bei Gesellschaften im Sinne von § 15 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 einheitlich festzustellen. 

Zu § 5 a Abs. 4 a  

Bei Personengesellschaften soll die pauschale 
Gewinnermittlung nach der Handelsschiffstonna-
ge nur einheitlich für die Gesellschaft beantragt 
und angewendet werden können. Ein Wahlrecht 
für jeden einzelnen Gesellschafter wäre insbeson-
dere bei Publikumsgesellschaften für die Steuer

-

pflichtigen und für die Verwaltung nicht prakti-
kabel. 

Der nach Absatz 1 ermittelte Gewinn ist den Ge-
sellschaftern entsprechend ihrem Anteil am Ge-
sellschaftsvermögen zuzurechnen. Vergütungen, 
die der Gesellschafter einer Personengesellschaft 
von der Gesellschaft für Tätigkeiten im Dienst der 
Gesellschaft oder für die Überlassung von Wi rt

-schaftsgütern auf schuldrechtlicher Basis erhält, 
sind in dem pauschal ermittelten Gewinn nicht 
enthalten und müssen diesem deshalb hinzuge-
rechnet werden. Andernfalls wären Gestaltungen 
zu befürchten, bei denen Geschäftspartner und 
Arbeitnehmer von Personengesellschaften an die-
sen mit einem geringen Anteil beteiligt werden 
würden, um dadurch sämtliche Vergütungen und 
Arbeitslöhne zu einem Bestandteil des nach der 
Tonnage ermittelten Gewinns zu machen und 
der regulären Besteuerung zu entziehen. Handelt 
es sich dagegen um auf gesellschaftsrechtlicher 
Grundlage vereinbarte Gewinnanteile, sind diese 
im pauschal ermittelten Gewinn enthalten. 

Zu §5a Abs. 5 und 6 

Daß die nach dem Tonnagesteuerprinzip ermittel-
ten Gewinne auch Einkünfte nach § 16 umfassen, 
wird in Absatz 5 Satz 1 klargestellt. Die Umformu-
lierung des Absatzes 5 Satz 3 dient der Klarstel-
lung des bisher nur indirekt zum Ausdruck kom-
menden Regelungsgehalts. 

Die Neufassung in Absatz 6 stimmt materiell

-

rechtlich mit der bisher in Absatz 5 bereits vorge-
sehenen Regelung überein. Für den Zeitpunkt der 
Rückkehr zur Gewinnermittlung nach den allge-
meinen Vorschriften wird sie jedoch, wie bereits in 
Absatz 4, an die Systematik der nach den allge-
meinen Vorschriften fortzuführenden Steuerbilan-
zen angepaßt. 

Zu § 34 c Abs. 4 EStG 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu § 41a Abs. 4 EStG 

Die Seeleute müssen auf den in Absatz 4 genann-
ten Handelsschiffen an mehr als 183 Tagen im 
Kalenderjahr tätig sein. Die Regelung zur Kürzung 
der Lohnsteuer gilt nicht für pauschale Lohn-
steuer. 

Zu § 52 EStG 

Zu § 52 Abs. 6 b 

Nach § 5 a Abs. 3 kann der Steuerpflichtige im er-
sten Jahr, in dem er Einkünfte aus dem Betrieb 
von Handelsschiffen im internationalen Verkehr 
erzielt, einen Antrag auf Anwendung des Tonna-
gesteuerprinzips stellen. Für Steuerpflichtige, die 
bereits vor 1999 Einkünfte aus der internationalen 
Seeschiffahrt erzielt haben, für die 1999 also nicht 
das erste Jahr ist, muß durch eine Übergangsrege-
lung dafür gesorgt werden, daß sie im Jahr 1999 
die Gewinnermittlung nach der Tonnage wählen 
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können. Für einen entsprechenden Antrag nach 
dieser Übergangsregelung gelten im übrigen die 
Regelungen des § 5 a Abs. 3. Nutzt der Steuer-
pflichtige diese Möglichkeit im Jahre 1999 nicht, 
kann er erst in zehn Jahren wieder einen Antrag 
stellen. 

Zu § 52 Abs. 24b und 28d 

Durch die Absätze 24 b und 28 d werden bisher 
fehlende Anwendungsregelungen eingefügt. 

Zu Artikel 7 (Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 60 Abs. 3 Satz 2) 

Das nach § 5 a Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes zu füh-
rende Verzeichnis ist Grundlage für die geson-
derte und einheitliche Feststellung des Unter-
schiedsbetrages zwischen Buchwert und Teilwert 
und für die Gewinnzurechnung nach § 5 a Abs. 4 
Satz 2 und 3 des Gesetzes. Das Verzeichnis muß 
deshalb der Steuererklärung beigefügt werden. 

Zu Nummer 2 (§ 84 Abs. 3 b) 

Die Anwendungsregelung wird ergänzt hinsicht

-

lich der zusätzlichen materiellen Änderung in § 60. 

Zu Artikel 8 (Änderung 
des Gewerbesteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 und 2 (§ 7 Satz 2 und § 9 Nr. 3) 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 3 (§ 36 Abs. 1) 

Durch die Neufassung wird die bisher fehlende 
Anwendungsregelung eingefügt. 

Zu Artikel 9 (Änderung 
des Körperschaftsteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 26 Abs. 6) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 2 (§ 54 Abs. 1) 

Durch die Neufassung wird die bisher fehlende 
Anwendungsregelung eingefügt. 

Zu Artikel 11 (Inkrafttreten) 

Durch die Einfügung eines Absatzes 2 a wird die 
Inkrafttretensregelung für den steuerlichen Teil 
des Gesetzentwurfs um einen EU-Vorbehalt er-
gänzt. 








